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Der Landtag von Sachsen-Anhalt hat das ·folgende Gesetz beschlossen, das hiermit nach Gegenzeichnung ausgefertigt 
wird und zu verkiinden ist: 

Gesetz 
zur Änderung des Datenschutz-Grundverordnungs-Ausfüllungsgesetzes Sachsen-Anhalt. 

Vom 10. Mai 2023. 

§ 1 

§ 21_ Abs. 1 des Datenschutz-Grundverordnungs-Aus­
füllungsgesetzes Sachsen-Anhalt vom 18. Februar 2020 
(GVBI. LSA S. 25), geändert durch Artikel 8 des Gesetzes 
vom 20. März 2020 (GVBl. LSA S. 64, 70), wird wie folgt 
geändert: 

1. In Satz 1 Halbsatz 2 wird das Wort „einmalige" ge­
strichen. 

2. Nach Satz 1 wird folgender neuer Satz 2 eingefügt: 

Magdeburg, den 10. Mai 2023. 

„Vorschlagsberechtigt ist jede im Landtag vertretene 
Fraktion." 

3. Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden die Sätze 3 und 4. 

4. Satz 4 erhält folgende Fassung: 

,,Eine öffentliche Stellenausschreibung ist nicht erfor­
derlich." 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Der Präsident des Landtages 
von Sachsen-Anhalt 

Der Ministerpräsident 
des Landes Sachsen-Anhalt 

Die Ministerin 
für Inneres und Sport 

des Landes Sachsen-Anhalt 

Dr. Schellenberger Dr. Haseloff Dr. Zieschang 

228 



GVBI. LSA Nr. 10/2023, ausgegeben am 17.5.2023 

Der Landtag von Sachsen-Anhalt hat das folgende Gesetz beschlossen, das hiermit nach Gegenzeichnung ausgefertigt 
wird und zu verkünden ist: 

Gesetz 
zur Regelung des Rechts der Spielhallen im Land Sachsen-Anhalt 

(Spielhallengesetz Sachsen~Anhalt - SpielhG LSA). 

Vom 10. Mai 2023. 

§ 1 
Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz regelt die Errichtung und den Betrieb 
von Spielhallen. 

(2) Eine Spielhalle im Sinne dieses Gesetzes ist ein 
Unternehmen oder Teil eines Unternehmens im stehenden 
Gewerbe, das ausschließlich oder überwiegend der Auf­
stellung von Spielgeräten oder der Veranstaltung anderer 
Spiele im Sinne des § 33c Abs. 1 Satz 1 oder des § 33d 
Abs. 1 Satz I der Gewerbeordnung dient. Schank- und 
Speisewirtschaften oder Unternehmen, die auch einen gas­
tronomischen Zweck erfüllen und keinen Spielhallen­
charakter im Sinne des § 33i Abs. 1 Satz 1 der Gewerbe­
ordnung haben, sind keine Spielhallen. 

§2 
Erlaubnis 

( I) Der Betreiber einer Spielballe bedarf unbeschadet 
sonstiger Genehmigungserfordernisse für die Errichtung 
und den Betrieb einer Spielhalle einer Erlaubnis nach die­
sem Gesetz. 

(2) Die Erlaubnis wird auf Antrag schriftlich erteilt, 
wenn keine der in Absatz 4 genannten Versagungsgründe 
vorliegen. 

(3) Die Erlaubnis ist auf maximal 15 Jahre zu befristen. 
Sie kann widerrufen und mit Nebenbestimmungen ver­
sehen werden. Nebenbestimmungen können auch nach­
träglich aufgenommen, geändert oder ergänzt werden. 
Unbeschadet der Widerrufsgründe nach § 49 des Verwal­
tungsverfahrensgesetzes in Verbindung mit § 1 Abs. 1 Satz 1 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes Sachsen-Anhalt kann 
die Erlaubnis widerrufen werden, wenn 

1. nachträglich Tatsachen eintreten, die eine Versagung der 
Erlaubnis .nach Absatz 4 rechtfertigen würden, oder 

2. der Betreiber einer Spielballe in schwerwiegender Weise 
gegen Verpflichtungen verstößt, die ihm nach diesem 
Gesetz und der erteilten Erlaubnis obliegen. 

(4) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn 

1. die Errichtung und der Betrieb einer Spielhalle den 
Zielen des § 1 des Glücksspielstaatsvertrages 2021 zu­
widerlaufen, 

2. die in§ 33cAbs. 2 oder§ 33dAbs. 3 der Gewerbeordnung 
genannten Versagungsgründe vorliegen, 

3. die zum Betrieb des Gewerbes bestimmten Räume we­
gen ihrer Lage und Beschaffenheit den polizeilichen 
Anforderungen nicht genügen, 

4. der Betrieb des Gewerbes eine Gefährdung der Jugend, 
eine übermäßige Ausnutzung des Spielbetriebs, schäd­
liche Umwelteinwirkungen im Sinne. des Bundes­
Immissionsschutzgesetzes 9der sonst eine nicht zumut-

. bare Belästigung der Allgemeinheit, des Nachbarn oder 
einer im öffentlichen Interesse bestehenden Einrichtung 
befürchten• lässt, 

5. eine Spielballe einen Mindestabstand von 200 Metern 
Luftlinie zu einer anderen Spielhalle unterschreitet, 

6. eine Spielhalle im baulichen 'Verbund mit weiteren 
Spielhallen steht, insbesondere in einem gemeinsamen 
Gebäude oder Gebäudekomplex untergebracht ist (Ver­
bot von Mehrfachkonzessionen), 

7. eine Spielballe einen Mindestabstand von 200 Metern 
Luftlinie zu Einrichtungen, die ihrer Art nach oder tat­
sächlich ausschließlich oder überwiegend von Kindern 
und Jugendlichen, die regelmäßig ein Lebensalter von 
mindestens sechs Jahren aufweisen, aufgesucht werden, 
unterschreitet oder 

8. ein Sozialkonzept gemäß§ 3 Abs. 1 nicht vorgelegt wird. 

(5) Der Erlaubnisinhaber ist verpflichtet, jede Änderung 
der fii.r die Erlaubniserteilung maßgeblichen Tatsachen 
der zuständigen Behörde unverzüglich anzuzeigen. 

( 6) Die zuständige Behörde kann unter Berücksichtigung 
der Verhältnisse im·Umfeld des jeweiligen Standorts und 
der Lage des Einzelfalls Ausnahmen von dem festgesetzten 
Mindestabstand nach Absatz 4 Nm. 5 und 7 zulassen, wenn 

l. die Spielballe, für die die Erlaubnis nach dem allge­
meinen Inkrafttreten dieses Gesetzes zur Verlängerung 
beantragt wird, am 1. Januar 2020 bestand, 

2. die Spielballe von einer akkreditierten Prüforganisation 
zertifiziert worden ist, 

3. der Betreiber und die mit der Leitung des Betriebs beauf­
tragte Person über einen aufgrund einer Unterrichtung 
mit abschließender Prüfung erworbenen Sachkunde­
nachweis verfügen, welcher mit dem Erlaubnisantrag 
nachzuweisen ist, und 

4. das Personal der Spielhalle besonders geschult wird. 

(7) Die Prüforganisation nach Absatz 6 Nr. 2 muss gemäß 
DIN EN ISO/IEC 17065:2013-01, Berichtigung 1:2020-10 
durch die nationale Akkreditierungsstelle im Sinne von 
§ 1 Abs. 1 des Akkreditierungsstellengesetzes vom 31. Juli 
2009 (BGB!. I S. 2625), zuletzt geändert durch Artikel:?, 
Abs. 12 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (BGBI. I 
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S. 2752, 2756), in der jeweils geltenden Fassung, akkre­
ditiert sein. Die Norm DIN EN ISO/IEC 17065 ist bei der 
Deutschen Nationalbibliothek archivmäßig gesichert nie­
dergelegt und einsehbar. 

(8) Mit dem Sachkundenachweis nach Absatz 6 Nr. 3 
erbringen der Betreiber und die mit der Leitung des Betriebs 
beauftragte Person den Nachweis, dass sie die Rechte und 
Pflichten, die mit dem Betrieb einer Spielballe verbunden 
sind, kennen und Gefahren, die aus dem Betrieb einer 
Spielballe erwac;hsen, erkennen und begegnen können. Die 
Schulungsanbieter, die nach § 3 Abs. 1 Satz 3 bis 5 Perso­
nalschulungen gemäß § 6Abs. 2 Satz 3 Nr. 3 des Glücks­
spielstaatsvertrages 2021 durchführen dürf~n, führen für 
den Erwerb des Sachkundenachweises die Unterrichtung 
durch und nehmen die Prüfung ab. Das für Spielhallenrecht 
zuständige Ministerium wird ermächtigt, durch Verordnung 
Einzelheiten für die Unterrichtung und die Prüfung des 
Sachkundenachweises zu bestimmen. 

§3 
Sozialkonzept 

(1) Der Erlaubnisinhaber ist verpflichtet, den Jugend­
und Spielerschutz sicherzustellen, Spieler zu verantwor­
tungsbewusstem Spiel anzuhalten und der Entstehung von 
Spielsucht vorzubeugen. Zu diesem Zweck hat der Er­
laubnisinhaber ein Sozialkonzept zu entwickeln und um­
zusetzen, welches den Anforderungen des § 6 Abs. 2 des 
Glücksspielstaatsvertrages 2021 genügt. Suchtfächlich und 
pädagogisch qualifizierte Dritte, die Personalschulungen 
nach § 6 Abs. 2 Satz 3 Nr. 3 des Glücksspielstaatsvertrages 
2021 durchführen, müssen mindestens in einem Land der 
Bundesrepublik Deutschland für die Durchführung solcher 
Schulungen als Schulungsanbieter staatlich anerkannt sein. 
Als suchtfachlich und pädagogisch qualifizierte Dritte, die 
Personalschulungen nach § 6 Abs. 2 Satz 3 Nr. 3 des Glücks­
spielstaatsvertrages 2021 durchführen dürfen, gelten auch 
die Industrie- und Handelskammern in Sachsen-Anhalt. 
Das für Spielhallenrecht zuständige Ministerium wird er­
mächtigt, durch Verordnung weitere suchtfachlich und 
pädagogisch qualifizierte Dritte als Schulungsanbieter zur 
Durchführung von Personalschulungen nach § 6 Abs.· 2 
Satz 3 Nr. 3 des Glücksspielstaatsvertrages 2021 zu be­
stimmen. 

(2) § 6 Abs. 3 und 4 des Glücksspielstaatsvertrages 2021 
findet Anwendung. 

§4 
Jugend- und Spielerschutz 

(1) Personen, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben, datf der Zutritt zu Spielhallen nicht gewährt werden. 
Die Durchsetzung des Verbots ist durch eine Eingangskon­
trolle in Verbindung mit der Vorlage des Personalausweises 
oder anderer zur Identitätskontrolle geeigneter Dokumente 
zu gewährleisten. 

(2) Der Erlaubnisinhaber hat sicherzustellen, dass 

l. in der Spielhalle Informationsmaterial über die Risiken 
des übermäßigen Spielens, über Präventionsmöglich­
keiten sowie Beratung~-. Hilfs- oder Therapiemöglich­
keiten sichtbar ausliegt, 
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2. an den Geldspielgeräten deutlich sichtbare, sich auf 
das übermäßige Spielen und auf den Jugendschutz 
beziehende Warnhinweise sowie Hinweise auf Bera­
tungsmöglichkeiten bei problematischem und patholo­
gischem Spielverhalten angebracht sind, 

3. nur Geld- oder Warenspielgeräte mit Gewinnmöglich­
keiten aufgestellt werden, an -denen das Zulassungs­
zeichen deutlich sichtbar angebracht ist, 

4. Spielregeln und Gewinnplan sowie Informationen zu 
, Gewinnwahrscheinlichkeit und Verlustmöglichkeit für 

Spieler leicht zugänglich sind und · 

5. Informationen über Höchstgewinne mit der Aufklärung 
über die Wahrscheinlichkeit von Gewinn und Verlust 
verbunden sind. 

(3) Der Erlaubnisinhaber oder das von ihm beschäftigte 
Personal darf zum Zweck des Spieles 

1. keinen Kredit gewähren oder durch andere gewähren 
lassen, 

2. dem Spieler für weitere Spiele hinsichtlich der Höhe der 
Einsätze keine Vergünstigungen, insbesondere keine un­
entgeltlichen Spiele, Nachlässe des Einsatzes oder auf 
den Einsatz oder darüber hinausgehende sonstige finan­
zielle Vergünstigungen gewähren; Freispiele, die wäh­
rend des Spiels gewonnen werden, bleiben hiervon un­
berührt, 

3. den Spielern in der Spielballe neben der Gewinnausgabe 
der nach § 33c Abs. 1 Satz 1 oder § 33d Abs. 1 Satz 1 
der Gewerbeordnung zugelassenen Spielgeräte oder 
anderen Spiele keine sonstigen Gewinnchancen in Aus­
sicht stellen und keine Zahlungen oder sonstigen finan­
ziellen Vergünstigungen gewähren, 

4. als Warengewinn nur Gegenstände anbieten, deren Ge­
stehungskosten den Wert von 60 Euro nicht überschrei­
ten, 

5. gewonnene Gegenstände nicht zurückkaufen und 

6. Gegenstände, die nicht als Gewinne ausgesetzt sind, 
nicht so aufstellen, dass sie dem Spieler als Gewinne 
erscheinen können. 

(4) In einer Spielballe dürfen keine technischen Geräte, 
insbesondere EC- oder Kreditkartenautomaten, zur Bar­
geldabhebung vorhanden sein. 

§5 
Anforderungen an die Gestaltung und Werbung 

(1) Als Bezeichnung des Unternehmens nach§ 1 Abs. 2 
ist lediglich das Wort „Spielballe" zulässig. 

(2) Eine Spielhalle darf von außen nicht einsehbar sein. 
Von der äußeren Gestaltung der Spielhalle darf keine 
Werbung für den Spielbetrieb oder die in der Spielballe 
angebotenen Spiele ausgehen oder durch eine besonders 
auffällige Gestaltung ein zusätzlicher Anreiz für den Spiel­
betrieb geschaffen werden. 

(3) Art und Umfang der Werbung darf den Zielen des § 1 
des Glücksspielstaatsvertrages 2021 nicht zuwiderlaufen. 
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Sie darf nicht übermäßig sein. Werbung darf die besonderen 
Merkmale des Glücksspiels in Spielhallen herausheben. 
Werbung darf sich nicht an Minderjährige oder vergleich­
bar gefährdete Zielgruppen richten. Soweit möglich sind 
Minderjährige als Empfänger der Zielgruppe auszuneh­
men. Die Werbung darf nicht irref"uhrend sein, insbesondere 
darf sie keine unzutreffende Aussage über Gewinnchancen 
oder Art und Höhe der Gewinne enthalten. Sie muss deut­
liche Hinweise auf das Verbot der Teilnahme Minderjäh­
riger, die Wahrscheinlichkeit von Gewinn und Verlust und 
die von dem jeweiligen Spiel ausgehende Suchtgefahr und 
Hilfsmöglichkeiten enthalten. In der Werbung dürfen die 
Ergebnisse von Glücksspielen nicht als durch den Spieler 
beeinflussbar und Glücksspiele nicht als Lösung für finan­
zielle Probleme dargestellt werden. Werbung ist unzulässig, · 
die den Eindruck erweckt, ein redaktionell gestalteter In­
halt zu sein; an einzelne Personen gerichtete Werbung darf 
nicht erfolgen. Unter Berücksichtigung dieser Vorgaben 
sind in den Inhalts-und Nebenbestimmungen der Erlaubnis 
Festlegungen zur Ausgestaltung der Werbung, insbeson-. 
-dere im Fernsehen und im Internet, vorzunehmen. Die Tele­
kommunikation innerhalb eines bestehenden Vertragsver­
hältnisses ist ebenso zulässig wie Anrufe des Spielers oder 
des Spielinteressierten beim Erlaubnisinhaber. Werbung im 
Rahmen dieser Konuikte ist nur zulässig, soweit der Spieler 
oder Spielinteressierte dazu seine Einwilligung erteilt hat. 

(4) In Spielhallen ist es verboten, 

1. Geräte aufzustellen oder zu betreiben, an denen Glücks­
spiele im Internet ermöglicht werden, oder 

2. alkoholhaltige Getränke zu verkaufen sowie Speisen 
und Getränke jeder Art unentgeltlich anzubieten. 

§6 
Spielverbotstage und Sperrzeit 

(1) An folgenden Tagen dürfen Spielhallen nicht geöff­
net werden, das Spielen ist verboten: 

1. am Karfreitag ganztägig, 

2. am Volkstrauertag (dem vorletzten Sonntag vor dem 
ersten Advent) ab 5 Uhr, 

3. am Buß- und Bettag ab 5 Uhr, 

4. am Totensonntag (dem letzten Sonntag vor dem ersten 
Advent) ab 5 Uhr und 

5. am Heiligabend ab. 5 Uhr bis zum 2. Weihnachtsfeiertag 
5 Uhr, 

(2) Spielhallen dürfen in den durch Verordnung nach 
Satz 2 und 3 festgelegten Sperrzeiten nicht geöffnet wer­
den. Das für Spielhallenrecht zuständige Ministerium wird 
ermächtigt, im Einvernehmen mit dem für Glücksspiele 
und Sperrzeitrecht zuständigen Ministerium, soweit es 
sich um unterschiedliche Ministerien handelt, Sperrzeiten 
für Spielhallen durch Verordnung festzulegen, wobei drei 
Stunden nicht unterschritten werden dürfen. In der Verord­
nung ist zu bestimmen, dass die Sperrzeit bei Vorliegen 
eines öffentlichen Bedürfnisses oder besonderer örtlicher 
Verhältnisse allgemein oder für einzelne Spielhallen ver­
längert, verkürzt oder aufgehoben werden kann. 

§7 
Spielersperre 

(1) Vom Spielverhalten her auffiillige Personen sind 
vom Erlaubnisinhaber oder von dem vcin ihm "beschäftigten 
Personal zum Schutz der Spieler und zur Bekämpfung 
der Spielsucht vom Spiel auszuschließen. Zur spielhallen­
und spielformübergreifenden Durchsetzung von Spieler­
sperren hat der Erlaubnisinhaber die Spielhalle an das 
zentrale Spielersperrsystem nach den §§ 8 bis 8d und 23 
des Glücksspielstaatsvertrages 2021 anzuschließen und in 
der vorgeschriebenen Weise daran mitzuwirken oder die 
Mitwirkung daran zu veranlassen. Im Rahmen der Zu­
gangskontrolle verhindert der Erlaubnisinhaber den Zutritt 
gesperrter Spieler nach Maßg~be des spielhallen- und spiel­
formübergreifenden Spielersperrsystems. 

(2) Der Erlaubnisinhaber sperrt Personen, die dies bean­
tragen (Selbstsperre) oder von denen er aufgrund der Wahr­
nehmung seines Personals oder aufgrund von Meldungen 
Dritter weiß oder aufgrund sonstiger tatsächlicher Anhalts­
punkte annehmen muss, dass sie spielsuchtgefährdet oder 
überschuldet sind, ihren finanziellen Verpflichtungen nicht 
nachkommen oder Spieleinsätze riskieren, die in keinem 
Verhältnis zu ihrem Einkommen oder Vermögen stehen · 
(Fremdsperre). Dabei trägt der Erlaubnisinhaber die in 
Absatz 3 genannten Daten in eine Sperrdatei ein, wobei 
der Eintrag auch vorzunehmen ist, wenn nicht alle Daten 
erhoben werden können. Der die Sperrung eintragende 
Erlaubnisinhaber teilt der betroffenen Person unverzüglich 
in Textform mit, dass für ihre Person eine Sperre eingetra­
gen ist, und informiert sie über das Verfahren zur Beendi­
gung der Sperre. Die Sperre wird frühestens nach Ablauf 
eines Jahres aufgehoben, es· sei denn, die eine Selbstsperre 
beantragende Person beantragt einen abweichenden Zeit­
raum, der jedoch drei Monate nicht unt~rschreiten darf, 
wobei im Falle der Angabe einer kürzeren Dauer als drei 
Monate dies als Angabe von drei Monaten gilt. Die weitere 
Pflicht des Erlaubnisinhabers nach § 8a Abs. 7 des Glücks­
spielstaatsvertrages 2021 findet Anwendung. 

(3) Zum Zweck der Einrichtung und Durchsetzung der 
Sperre sind die zur Identifizierung der betreffenden Perso­
nen erforderlichen personenbezogenen Daten zu erheben, 
für die Dauer der Sperre in der zentralen Sperrdatei zu 
speichern und im Rahmen der Eingangskontrolle nach 
deren Abrufen aus der zentralen Sperrdatei zu verwenden. 
Diese Daten dürfen nicht für mit der Spielersperre nicht zu 
vereinbarende Zwecke verarbeitet werden. Die erhobenen 
Daten werden in der zentralen Sperrdatei geführt. Es dürfen 
folgende Daten erhoben und in der zentralen Sperrdatei 
gespeichert werden: 

1. Familiennamen, Vornamen, Geburtsnamen, 

2. Aliasnamen, verwendete Falschnamen, 

3. Geburtsdatum, 

4. Geburtsort, 

5. Anschrift, 

6. Lichtbilder, 

7. Grund der Sperre,_ 

8. Dauer der Sperre, 

9. meldende Stelle und 

10. Dokumente, die zur Sperrung geführt haben. 
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Die Daten sind sechs Jahre nach Ablauf der Sperre zu 
löschen. Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt 
ist, sind die jeweiligen Vorschriften für den Schutz perso­
nenbezogener Daten anzuwen<ten, auch wenn die Daten 
nicht in Dateisystemen verarbeitet oder genutzt werden. 
§ 23 Abs. 2 bis 4, 6 und 7 des Glücksspielstaatsvertrages 
2021 findet ergänzende Anwendung. 

( 4) Durch die Absätze. 1 bis 3 wird das Grundrecht auf 
Schutz personenbezogener Daten. nach Artikel 2 Abs. l in 
Verbindung mit Artikel 1 Abs. 1 des Grundgesetzes, Arti­
kel 6 Abs. 1 der Verfassung des Landes Sachsen-Aphalt 
eingeschränkt. 

§8 
Zuständige Behörde für Erlaubnis und Aufsicht 

( l) Zuständige Behörden für die Erteilung der Erlaubnis 
für die Errichtung und den Betrieb einer Spielballe ·sowie 
die Überwachung · der Spielhallen sind die Gemeinden. 
Diese unterstehen der Aufsicht der Landkreise als untere 
Aufsichtsbehörde; die kreisfreien Städte unterstehen un­
mittelbar der Aufsicht der oberen Aufsichtsbehörde. 

(2) Obere Aufsichtsbehörde ist das Landesverwaltungs­
amt. 

(3) Oberste Aufsichtsbehörde ist das für Spielhallenrecht 
zuständige Ministerium. 

§9 
Befugnisse 

(1) Die zuständige Behörde kann die zur Einhaltung der 
§§ 3 bis 7 erforderlichen Anordnungen und sonstige Maß­
nahmen treffen. Sie ist insbesondere berechtigt, Testspiele 
mit· Minderjährigen durchzuführen. 

(2) Der Erlaubnisinhaber oder sein Stellvertreter (Be­
troffene) hat der zuständigen Behörde auf Verlangen die 
für die Überwachung de·s Geschäftsbetriebs erforderlichen 
mündlichen und schriftlichen Auskünfte unentgeltlich zu 
erteilen. 

(3) Die zuständige Behörde ist befugt, zum Zweck der 
Überwachung Grundstücke und Geschäftsräume des Be­
troffenen während der üblichen Geschäftszeit zu betreten, 
dort Prüfungen und Besichtigungen vorzunehmen, sich die 
geschäftlichen Unterlagen vorlegen zu Jassen und in diese 
Einsicht zu. nehmen. Zur Verhütung dringender Gefahren 
für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung können die 
Grundstücke und Geschäftsräume tagsüber auch außerhalb 
der in Satz 1 genannten Zeit sowie tagsüber auch dann 
betreten werden, wenn sie zugleich Wohnzwecken des 
Betroffenen dienen. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit 
der Wohnung nach Artikel 13 des Grundgesetzes und Ar­
tikel 17 der Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt wird 
insoweit eingeschränkt. 

( 4) Der Betroffene kann die Auskunft auf solche Fragen 
verweigern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der 
in § 383 Abs. 1 Nm. l bis 3 der Zivilprozessordnung be-
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zeichneten Angehörigen der Gefahr straf gerichtlicher Ver­
folgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ord­
nungswidrigkeiten aussetzen würde. 

(5) Klagen und Widersprüche gegen Anordnungen nach 
Absatz 1 haben keine aufschiebende Wirkung. 

§ 10 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr­
lässig 

L entgegen § 2 Abs. 1 eine Spielballe ohne Erlaubnis 
betreibt, 

2. entgegen § 2 Abs. 3 Nebenbestimmungen der Erlaub­
nis nach§ 2 Abs. 1 nicht beachtet, 

3. entgegen § 2 Abs. 5 Änderungen der für die Erlaub­
niserteilung maßgeblichen Tatsachen der zuständigen 
Behörde nicht unverzüglich anzeigt, 

4. entgegen § 3 Abs. 1 Satz 1 und 2 seiner Verpflichtung 
nicht oder nicht vollständig nachkommt, den Jugend­
und Spielerschutz sicherzustellen; Spieler zu verant­
wortungsbewusstem Spiel anzuhalten und der Entste­
hung von Spielsucht vorzubeugen, insbesondere ein 
Sozialkonzept zu entwickeln, die f"tir die Umsetzung 
verantwortlichen Personen zu benennen und sein Per­
sonal schulen zu lassen, 

5. entgegen § 3 Abs. 2 der Verpflichtung nach § 6 Abs. 3 
Satz 2 des Glücksspielstaatsvertrages 2021 nicht oder 
nicht vollständig nachkommt, sein Personal vom Spiel 
auszuschließen, 

6. entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Personen, die das 18. Lebens­
jahr noch nicht vollendet haben, den Zutritt zur Spiel­
halle gewährt, 

7. seinen in § 4 Abs. 2 genannten Aufklärungs- und Auf­
stellungspflichten nicht nachkommt, 

8. seinen Pflichten zum.Spielerschutz nach § 4 Abs. 3 
und 4 nicht nachkommt, 

9. entgegen § 5 Abs, 1 bis 3 die Vorgaben zur Gestaltung 
der Spielballe und zur Werbung nicht befolgt, 

10. entgegen § 5 Abs. 4 Nr. 1 in Spielhallen Geräte auf­
stellt oder betreibt. an denen Glücksspiele im Internet 
ermöglicht werden, 

11. entgegen § 5 Abs. 4 Nr. 2 in Spielhallen alkoholhaltige 
Getränke verkauft oder Speisen und Getränke jeder 
Art unentgeltlich anbietet, 

12. entgegen § 6 Abs. 1 an den Spielverbotstagen die Spiel­
balle öffnet, 

13. entgegen § 6 Abs. 2 Satz 1 während der aufgrund§ 6 
Abs. 2 Satz 2 und 3 festgelegten Sperrzeiten die Spiel­
balle geöffnet hält oder 

14. entgegen§ 7 Abs. 2 die dort genannten Personen nicht 
sperrt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 kann mit einer 
Geldbuße bis zu zwanzigtausend Euro geahndet werden. 
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§ 11 
Übergangsbestimmungen zu V~rbundspielhallen 

(1) Die Erlaubnis nach § 2 ist für seit dem 1. Januar 2020 
erlaubte Spielhallen im Verbund abweichend von § 2 Abs. 4 
Nr. 6 für bis zu drei Spielhallen je Gebäude oder Gebäu­
dekomplex zulässig, wenn 

1. die Betreiber gemeinsam für ihre Spielhallen jeweils 
eine Erlaubnis beantragen, 

2. alle Spielhallen jeweils von einer akkreditierten Prüf­
organisation zertifiziert worden sind, 

3. der Betrefüer und die mit der Leitung des Betriebs beauf­
tragte Person über einen aufgrund einer Unterrichtung 
mit Prüfung erworbenen Sachkundenachweis verfügen 
und 

4. das Personal der Spielhalle jeweils besonders geschult 
wird. 

Der Sachkundenachweis gemäß Satz 1 Nr. 3 ist mit dem 
Erlaubnisantrag nachzuweisen. 

(2) Die im Wege der Zertifizierung nach Absatz 1 erteilte 
Erlaubnis gemäß § 2 Abs. 1 ist auf maximal 15 Jahre zu 
befristen und darf unabhängig von dem Zeitpunkt ihres 
Beginns nicht länger als bis zwn 30. Juni 2037 genutzt 
werden. Die Zertifizierung gemäß Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 ist 
spätestens alle zwei Jahre zu wiederholen und gegenüber 
der zuständigen Behörde nachzuweisen. Die Erlaubnis ist 
unter der Bedingung der Wiederholung der Zertifizierung 
nach Satz 2 zu erteilen. In die Erlaubnis sind 

1. eine Auflage gemäß § 36 Abs. 2 Nr. 4 des Verwaltungs­
verfahrensgesetzes in Verbindung mit§ l Abs. 1 Satz l 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes Sachsen-Anhalt, nach 
der das Personal regelmäßig gemäß Absatz 1 Satz l Nr. 4 
besonders zu schulen ist, und 

2. ein Widerrufsvorbehalt unter Bezugnahme auf die Kün­
digungsmöglichkeit gemäß § 35 Abs. 4 Satz 2 des 
Glücksspielstaatsvertrages 2021 

aufzunehmen. 

Magdeburg, den 10. Mai 2023. 

(3) Mit Erteilung der Erlaubnisse für Spielhallen im Ver­
bund im Wege der Zertifizierung nach Absatz 1 erlöschen 
alle bisherigen Erlaubnisse für diese Spielhallen. 

(4) Unabhängig von der Befugnis einer akkreditierten 
Prüforganisation nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2, eine Verbund­
spielhalle zu zertifizieren, haben die m1.ch § 8 zuständigen 
Behörden die Einhaltung der Vorgaben dieses Gesetzes 
und der Regelungen des Glücksspielstaatsvertrages· 2021 
zu überwachen. 

(5) Für die Akkreditierung der Prüforganisation nach 
Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 gilt § 2 Abs. 7 entsprechend. 

(6) Für den Erwerb des Sachkundenachweises nach 
Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 gilt § 2 Abs. 8 Satz 1 und 2 entspre­
chend. Das f'lir Spielhallenrecht zuständige Ministerium 
wird ermächtigt, durch Verordnung Einzelheiten für die 
Unterrichtung und die Prüfung des Sachkundenachweises 
zu bestimmen. 

§ 12 
Sprachliche Gleichstellung 

Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils 
in männlicher und weiblicher Form. 

§ 13 
Inkrafttreten,· Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am 
1. Juli 2023 in Kraft. § 2 Abs. 8 Satz 3, § 3 Abs. 1 Satz 5, 
§ 6 Abs. 2 Satz 2 und 3 sowie § 11 Abs. 6 Satz 2 treten 
am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Das Spielhallengesetz Sachsen-Anhalt vom 25. Juni 
2012 (GVBl. LSA S. 204, 212), geändert durch Arti­
kel 4 des Gesetzes vom 23. September 2020 (ÖVBL LSA 
S. 541, 546), tritt zum Zeitpunkt des allgemeinen Inkraft­
tretens nach Absatz 1 Satz 1 außer Kraft. 

Der Präsident des Landtages 
von Sachsen-Anhalt 

Der Ministerpräsident 
des Landes Sachsen-Anhalt 

Der Minister 
für Wirtschaft, Tourismus, 

Landwirtschaft und Forsten 
des Landes Sachsen-Anhalt 

Dr. Schellenberger Dr. Haseloff Schulze 
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Der Landtag von Sachsen-Anhalt hat das folgende Gesetz beschlossen, das hiennit nach Gegenzeichnung ausgefertigt 
wird und zu verkünden ist: 

Gesetz 
zum Dritten' Medienänderungsstaatsvertrag. 

Vom 15. Mai 2023. 

Artikel! 

(1) Dem vom 21. Oktober 2u22 bis 2.-November 2022 
unterzeichneten Dritten Medienänderungsstaatsvertrag, der 
Änderungen des Medienstaatsvertrages vom 14. April 2020 
bis 28.April 2020 (GVBL LSAS. 492,493), geändert durch 
Artikel 1 des Zweiten Medienänderungsstaatsvertrages vom 
14. Dezember 2021 bis 27. Dezember 2021 (GVBl. LSA 
2022 S. 88, 89), enthält, wird zugestimmt. 

(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht. 

Magdeburg, den 15. Mai 2023. 

(3) Gemäß seinem Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 tritt der Staats­
vertrag am L Juli 2023 in Kraft. Sollte der Staatsvertrag 
nach seinem Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 gegenstandslos werden, 
ist dies im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land 
Sachsen-Anhalt bekannt zu machen. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 

Der Präsident des Landtages 
von Sachsen-Anhalt 

Der Ministerpräsident 
des Landes Sachsen-Anhalt 

Der Chef der Staatskanzlei 
des Landes Sachsen-Anhalt 

Dr. Schellenberger Dr. Haseloff Robra 

Staats- und Kultunninister 
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Dritter Staatsvertrag 
zur Änderung medienrecbtlicher Staatsverträge 

(Dritter Medienänderungsstaatsvertrag) 

Das Land Baden-Württemberg, 
der Freistaat Bayern, 
das Land Berlin, 
das Land Brandenburg, 
die Freie Hansestadt Bremen, 
die Freie und Hansestadt Hamburg, 
das Land Hessen, 
das Land Mecklenburg-Vorpommern, 
das Land Niedersachsen, 
das Land Nordrhein-Westfalen, 
das Land Rheinland-Pfalz, 
das Saarland, 
der Freistaat Sachsen, 
das Land Sachsen-Anhalt, 
das Land Schleswig-Holstein und 
der Freistaat Thüringen 

schließen nachstehenden Staatsvertrag: 

Artikel 1 
Änderung des Medienstaatsvertrages 

Der Medienstaatsvertrag vom 14. bis 28. April 2020, 
geändert durch den Zweiten Medienänderungsstaatsvertrag 
vom 14. bis 27. Dezember 2021, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu § 31 wird wie folgt gefasst: 

,.§ 31 Satzungen, Richtlinien und gemeinsame Maß­
stäbe, Berichtspflichten, Publikumsdialog". 

b) Nach der Angabe zu § 32 wird folgende Angabe 
eingefügt: 

,.§ 32a Einstellung, Überführung und Austausch 
von Programmen". 

2. In der Präambel wird nach Satz 4 folgender Satz ein­
gefügt: 

,,Des Weiteren tragen sie eine Verantwortung, die 
Grundsätze der Nachhaltigkeit zu beachten." 

3. § 26 wird wie folgt geändert: 

a:) Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst: 

,,(1) Auftrag der öffentlich-rechtlichen Rund­
funkanstalten ist; durch die Herstellung und Ver­
breitung ihrer Angebote als Medium und Faktor 
des Prozesses freier individueller und öffentlicher 
Meinungsbildung zu wirken und dadurch die demo­
kr.atischen, sozialen und kulturellen Bedürfnisse der 
Gesellschaft zu erfüllen. Die öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalten haben in ihren Angeboten einen 
umfassenden Überblick über das internationale, 
europäische, nationale und regionale Geschehen in 
allen wesentlichen Lebensbereichen zu geben. Sie 
sollen hierdurch die internationale Verständigung, 
die europäische Integration; den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt sowie den gesamtgesellschaftlichen 
Diskurs in Bund und Ländern fördern. Die öffent-

lieh-rechtlichen Rundfunkanstalten haben die Auf­
gabe, ein Gesamtangebot für alle zu unterbreiten. 
Bei der Angebotsgestaltung sollen sie dabei die 
Möglichkeiten nutzen, die ihnen aus der Beitrags­
finanzierung erwachsen, und durch eigene Impulse 
und Perspektiven zur medialen Angebotsvielfalt 
beitragen. Allen Bevölkerungsgruppen soll die Teil­
habe an der Informationsgesellschaft ermöglicht 
werden. Dabei erfolgt eine angemessene Berück­
sichtigung aller Altersgruppen, insbesondere von 
Kindern, Jugendlieben und jungen Erwachsenen, 
der Belange von Menschen mit Behinderungen und 
der Anliegen von Familien. Die öffentlich-recht­
lichen Angebote haben der Kultur, Bildung, Infor­
mation und Beratung zu dienen. Unterhaltung, clie 
einem öffentlich-rechtlichen Profil entspricht, ist 
Teil des Auftrags. Der Auftrag ii:n Sinne der Sätze 8 
und 9 soll in seiner gesamten Breite auf der ersten 
Auswahlebene der eigenen Portale und über alle 
Tageszeiten hinweg in den Vollprogrammen wahr­
nehmbar sein. 

(2) Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten 
sind bei der Erfüllung ihres Auftrags der verfas­
sungsmäßigen Ordnung und in besonderem Maße 
der Einhaltung journalistischer Standards, insbe­
sondere zur Gewährleistung einer unabhängigen, 
sachlichen, wahrheitsgemäßen und umfassenden 
Information und Berichterstattung wie auch zur 
A..chtung von Persönlichkeitsrechten verpflichtet. 
Ferner sollen sie die einem öffentlich~rechtlichen 
Profil.entsprechenden Grundsätze der Objektivität 
und Unparteilichkeit achten und in ihren Angeboten 
eine möglichst breite Themen- und Meinungsviel­
falt ausgewogen darstellen." 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

,,(3) Die Regelungen in den Absätzen 1 und 2 
sowie in § 30 Abs. 3 und 4 dienen allein dem öffent­
lichen Interesse; subjektive Rechte Dritter werden 
dadurch nicht begründet." 

c) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden die Absätze 4 
und 5. 

4. § 28 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 28 
Fernsehprogramme 

(1) Die in der ARD zusammengeschlossenen Lan­
desrundfunkanstalten veranstalten gemeinsam das Voll­
programm ,,Erstes Deutsches Fernsehen (Das Erste)". 

(2) Die Dritten Fernsehprogramme einschließlich 
regionaler Auseinanderschaltungen werden von einzel­
nen oder mehreren in der ARD zusammengeschlosse­
nen Landesrundfunkanstalten nach Maßgabe ihres je­
weiligen Landesrechts veranstaltet, und zwar jeweils 
durch 

1. den Bayerischen Rundfunk (BR), 

2. den Hessischen Rundfunk (HR), 

235 



GVBI. LSANr. 10/2023, ausgegeben am 17.5.2023 

3. den Mitteldeutschen Rundfunk (MDR), 

4. den Norddeutschen Rundfunk (NDR), 

5. Radio Bremen (RB), 

6. den Ru~dfunk Berlin-Brandenburg (RBB), 

7. den Südwestrundfunk (SWR), 

8. den Saarländischen Rundfunk (SR) und 

9. den Westdeutschen Rundfunk (WDR). 

(3) Das ZDF veranstaltet das Vollprogramm ,,Zwei­
tes Deutsches Fernsehen (ZDF)". 

( 4) Die in der ARD zusammengeschlossenen Lan­
desrundfunkanstalten und das ZDF veranstalten ge­
meinsam folgende Fernsehprogramme: 

1. das Vollprogramm „3sat" mit kulturellem Schwer­
punkt unter. Beteiligung öffentlich-rechtlicher euro­
päischer Veranstalter und 

2. das Vollprogramm „arte - Der Europäische Kultur­
kanal" unter Beteiligurtg öffentlich-rechtlicher 
europäischer Veranstalter. 

(5) Die nach dem Medienstaatsvertrag, in der Fas­
sung des Zweiten Medienänderungsstaatsvertrages 
vom 14. bis 27. Dezember 2021, gemäß dessen§ 28 
Abs. 1 Nr. 2 (tagesschau24, EinsFestival), Abs. 2 
Nr. 2 (ARD-alpha), Abs. 3 Nr. 2 (ZDFipfo, ZDFneo) 
sowie Abs. 4 Nr. 3 (PHOENIX - Der Ereignis- und 
Dokumentationskanal) und Nr. 4 (KI.KA-Der Kinder­
kanal) veranstalteten Fernsehprogramme sind weiter­
hin beauftragt; die Beauftragung geht auf die nach 
§ 32a überführten, ausgetauschten oder wiederherge­
stellten oder die nach § 32 veränderten Angebote über. 
Die Gesamtzahl der Fernsehprogramme, die von den 
in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunk­
anstalten und dem ZDF veranstaltet werden, darf 
jeweils die Zahl der zum 30. Juni 2023 verbreiteten 
Fernsehprogramme nicht übersteigen." 

5. § 30 wird wie folgt geändert: 
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a) In Absatz 1 werden nach der Angabe ,.§ 2 Abs. 2 
Nr. 29" die Wörter „unter Einbeziehung einer ge­
meinsamen Plattformstrategie" eirigefügt. 

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. Sendungen ihrer Programme auf Abruf 
von europäischen und nicht-europäischen 
Werken angekaufter Spielfilme und an­
gekaufter Folgen von Fernsehserien, die 
keine Auftragsproduktionen sind, im zeit­
lichen Zusammenhang mit der Ausstrah­
lung in ihren Programmen für bis zu dreißig 
Tage, wobei die Abrufmöglichkeit grund­
sätzlich auf Deutschland zu beschränken 
ist; das Angebot dieser nicht-europäischen 
Werke ist nur zulässig, wenn es sich um 
Beiträge zur Bildung im Sinne des § 2 
Abs. 2 Nr. 26 oder zur Kultur im Sinne des 
§ 2 Abs. 2 Nr. 27 handelt und sie in beson­
derem Maße zum öffentlich-rechtlichen 
Profil beitragen," 

bb) Nach Nummer2 wirdfolgende Nummer 3 ein-
gefügt: 

das Angebot auf Abruf von europäischen 
und nicht-europäischen Werken im Sinne 
der Nummer 2 als eigenständige audio­
visuelle Inhalte für bis zu dreißig Tage, 
wobei die Abrufmöglichkeit grundsätzlich 
auf Deutschland zu beschränken ist; eine 
zeitlich weitergehende Abrufmöglichkeit 
ist im Einzelfall möglich. wenn dies aus 
redaktionellen Gründen oder Gründen der 
Angebotsgestaltung geboten ist und die 
weitergehende Bereitstellung in besonde­
rem Maße zum öffentlich-rechtlichen Pro­
fil beiträgt," 

cc) Die bisherigen Nummern 3 und 4 werden die 
Nummern 4 und 5. 

c) In Absatz 3 Satz l werden nach dem Wort „Tele­
medienangebote" die Wörter ,,nach .. Maßgabe des 
§ 26" eingefügt. 

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Soweit sie in ihren Telemedienangeboten 
Empfehlungssysteme nutzen oder anbieten, 
sollen diese einen offenen Meinungsbildungs­
prozess und breiten inhaltlichen Diskurs er­
möglichen." 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Soweit dies zur· Erreichung der Zielgruppe 
aus journalistisch-redaktionellen Gründen ge­
boten ist, können sie Telemedien auch außer­
halb des dafür jeweils eingerichteten eigenen 
Portals anbieten." 

e) In Absatz 5 Satz 1 Nr. 2 wird nach der Angabe 
,,Absatz 2 Satz 1 Nr. 2" die Angabe „und 3" einge­
fügt. 

6. § 31 wird wie folgt geäntlert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

,,§ 31 
Satzungen, Richtlinien und gemeinsame Maßstäbe, 

Berichtspflichten, Publikumsdialog". 

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

,,Der Bericht nach Satz 1 ist den Landesparlamenten 
zur Kenntnis zu geben." 

c) Nach Absatz 2 werden die folgenden Absätze 3 bis 6 
eingefügt: 

',,(3) Die jeweils zuständigen Gremien der in der 
ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunk­
anstalten, des ZDF und des Deutschlandradios 
wachen über die Erfüllung des Auftrags gemäß 
§ 26 sowie über eine wirtschaftliche und sparsame 
Haushalts- und Wirtschaftsführung. · 

(4) Die Gremien haben die Aufgabe, für die An­
gebote der in der ARD zusammengeschlossenen Lan­
desrundfunkanstalten, des ZDF und des Deutschland­
radios Richtlinien aufzustellen und die Intendanten 
in Programmfragen zu beraten. Die Richtlinien um-
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fassen die Festsetzung inhaltlicher und formaler 
Qualitätsstandards sowie standardisierter Prozesse 
zu deren Überprüfung; die Richtlinien sind in dem 
Bericht nach Absatz 2 Satz 1 zu veröffentlichen und 
regelmäßig zu überprüfen. 

(5) Zur besseren Überprüfbarkeit und Kontrolle 
der Haushalts- und Wirtschaftsführung setzen die 
in der ARD zusammengeschlossenen Landesrund­
funkanstalten, das ZDF und das Deutschlandradio 
gemeinsam unter Einbeziehung ihrer zuständigen 
Gremien und unter Berücksichtigung von Empfeh­
lungen der Kommission zur Überprüfung und 
Ermittlung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstal­
ten (KEF) Maßstäbe fest, die geeignet sind, die 
Bewertung der Einhaltung der Grundsätze der Wirt­
schaftlichkeit und Sparsamkeit sowie eine ver­
gleichende Kontrolle der Ressourceneffizienz zu 
ermöglichen. 

(6) Die Anstalten treffen M1lßnahmen, um sich 
in einem kontinuierlichen Dialog mit der Bevölke­
rung, insbesondere über Qualität, Leistung und 
Fortentwicklung des Angebots, auszutauschen." 

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 7. 

7. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst: 

,,(1) Die in der ARD zusammengeschlossenen 
Landesrundfunkanstalten, das ZDF und das 
Deutschlandradio konkretisieren die inhaltliche 
Ausrichtung ihrer geplanten Telemedienangebote 
nach § 30 jeweils in Telemedienkonzepten, die 
Zielgruppe, Inhalt, Ausrichtung, Verweildauer, die 
Verwendung internetspezifischer Gestaltungsmittel 
sowie die Maßnahmen zur Einhaltung des § 30 
Abs. 7 Satz 1 näher beschreiben. Die Telemedien­
konzepte müssen auch Ausführungen zur Einbin­
dung in die gemeinsame Plattformstrategie im Sinne 
des§ 30Abs. 1 enthalten. Es sind angebotsabhängige 
differenzierte Befristungen für die Verweildauern 
vorzunehmen mit Ausnahme der Archive nach § 30 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 4, die unbefristet zulässig sind; 

·redaktionelle· Gründe oder Gründe der Angebots­
gestaltung, die zu einer weitergehenden Abrufmög­
lichkeit nach § 30 Abs. 2 Satz 1 Nr: 3 führen können, 
sind unbeschadet der erforderlichen Einzelfallprü­
fung in deq Telemedienkonzepten näher zu kon­
kretisieren und regelmäßig zu überprüfen. Sollen 
nicht-europäische Werke nach § 30 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 2 oder 3 auf Al:lruf bereitgestellt werden, ist zu 
erläutern, wie diese in besonderem Maße zum 
öffentlich-rechtlichen Profil beitragen. Sollen Tele­
medien auch außerhalb des eingerichteten eigenen 
Portals angeboten werden, ist dies zu begründen. 
Die insoweit vorgesehenen Maßnahmen zur Be­
rücksichtigung des Jugendmedienschutzes, des 
Datenschutzes sowie des § 30 Abs. 6 Satz 1 sind 
zu beschreiben. Die Aufgabe, Telemedienkonzepte 
für Gemeinschaftsangebote zu erstellen, wird von 
den beteiligten Rundfunkanstalten gemeinschaft­
lich ausgeübt. 

(2) Die Beschreibung aller Telemedienangebote 
muss eine Nachprüfung des Finanzbedarfs durch 
die KEF ermöglichen." 

b) Folgende Absätze 8 und 9 werden angefü&t: 

,.(8) Soweit dieser Staatsvertrag für ein neues 
oder wesentlich geändertes Telemedienangebot ein 
Verfahren nach Maßgabe der Absätz~ 4 bis 7 vor­
sieht, können die in der ARD zusammengeschlos­
senen Landesrundfunkanstalten, das ZDF und das 
Deutschlandradio, um 

l. Erkenntnisse zu gewinnen, die sie für den Vor­
schlag für ein neues Telemedienangebot benö­
tigen, oder 

2. Aufschlüsse über den voraussichtlichen Bedarf 
nach dem neuen Telemedienangebot zu erhalten, 
oder 

3. neuartige technische oder journalistische Kon-
zepte zu erproben, 

das neue oder wesentlich geänderte Angebot auch 
ohne Durchführung des Verfahrens für eine Dauer 
von höchstens sechs Monaten im Rahmen eines 
Probebetriebs veranstalten oder bereitstellen. U~ 
den Übergang in ein reguläres Telemedienangebot 
zu ermöglichen, kann der Probebetrieb um höchs­
tens weitere sechs Monate verlängert werden, wenn 
zeitgleich ein Verfahren nach den Absätzen 4 bis 7 
eingeleitet wird. Die Aufnahme und der Zeitpunkt 
des Beginns eines solchen Probebetriebs ist von 
den Anstalten der jeweiligen Rechtsaufsicht anzu­
zeigen. 

(9) Die Anstalten haben die Zahl der Nutzer des 
Probebetriebs insbesondere durch technische Maß­
nahmen zu beschränken, um zu verhindern, dass 
der Probebetrieb der Einführung eines neuen oder 
wesentlich veränderten Angebots im Sinne der 
Absätze 1 und 3 gleichkommt." 

8. Nach § 32 wird folgender § 32a eingefügt: 

,,§ 32a 
Einstellung, Überführung und 
Austausch von Programmen 

( 1) Die, in der ARD zusammengeschlossenen Lan­
desrundfunkanstalten und das ZDF können die in § 28 
Abs. 5 Satz 1 genannten Fernsehprogramme ganz oder 
teilweise einstellen oder deren Inhalte in Angebote im 
Internet gleichartigen Inhalts überführen. Eine Über­
führung gleichartigen Inhalts gemäß Satz 1 liegt ins­
besondere auch vor, wenn für eine Verbreitung des 
Angebots im Internet (linear oder auf Abruf) unter 
grundlegender Beibehaltung der thematischen inhalt­
lichen Ausrichtung des Angebots und der a,ngestrebten 
Zielgruppe internetspezifische Gestaltungsmittel ein­
gesetzt werden. Für Einstellung und Überführung, auch 
soweit diese in ein Telemedienangebot erfolgt, findet 
ausschließlich das Verfahren nach den Absätzen 2 bis 5 
Anwendung; § 30 bleibt unberührt. 

(2) Die in der ARD zusammengeschlossenen Lan­
desrundfunkanstalten· und das ZDF erstellen Angebots­
konzepte, in denen sie jeweils darstellen, welches 
Fernsehprogramm oder welche Teile davon eingestellt 
werden sollen oder wie die betroffenen lnhalte gege­
benenfalls unter Berücksichtigung intemetspezifischer 
Gestaltungsmittel in ein Angebot im Internet überführt 
werden sollen. Dabei haben sie darzulegen, dass der 
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Auftrag auch durch das veränderte Angebot erfüllt wird 
und die Änderung des Angebots dem Auftrag nach 
§ 26 unter Berücksichtigung des geänderten. Nutzer­
verhaltens dem Entwicklungsbedarf entspricht. Wer­
den Inhalte ganz oder teilweise in ein Angebot im 
Internet überführt, gilt § 32 Abs. 1 Satz 2 und 3 ent­
sprechend; das Angebotskonzept muss auch Ausfüh­
rungen zur Einbindung in die gemeinsame Platt­
formstrategie im Sinne des § 30 Abs. 1 enthalten. Das 
zuständige Gremium gibt Dritten in geeigneter Weise, 
insbesondere im Internet, Gelegenheit zur Stellung­
nahme. Die Gelegenheit zur Stellungnahme besteht 
innerhalb einer Frist von mindestens sechs Wochen 
nach Veröffentlichung des Vorhabens. Das zuständige 
Gremium der Rundfunkanstalt hat die eingegangenen 
Stellungnahmen zu prüfen. Die Aufgabe, Angebots­
konzepte für Gemeinschaftsangebote zu erstellen, 
wird von den beteiligten Rundfunkanstalten gemein­
schaftlich ausgeübt. 

(3) Die Angebotskonzepte müssen eine Nachprü­
fung des Finanzbedarfs durch die KEF ermöglichen. 

( 4) Die Entscheidung über die Einstellung des Fern-· 
sehprogramms und das neue oder veränderte Ange­
botskonzept bedürfen der Zustimmung des zuständigen 
Gremiums der Rundfunkanstalt. Die Entscheidung ist 
zu begründen. 

(5) Nach Zustimmung des zuständigen Gremiums 
hat die jeweilige Rundfunkanstalt der für die Rechts­
aufsicht zuständigen Behörde alle für eine rechtsauf­
sichtliche Prüfung notwendigen Auskünfte zu erteilen 
und Unterlagen zu übermitteln. Nach Abschluss des 
Verfahrens nach den Absätzen 2 und 3 und nach Prü­
fung der für die Rechtsaufsicht zuständigen Behörde 
sind die Einstellung des Fernsehprogramms und das 
neue oder veränderte Angebotskonzept im Internet­
auftritt der jeweiligen Rundfunkanstalt zu veröffent­
lichen. In den amtlichen Verkündungsblättern der 
betroffenen Länder ist zugleich auf die Veröffent­
lichung im Internetauftritt der jeweiligen Rundfunk­
anstalt hinzuweisen. 
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(6) Die in der ARD zusammengeschlossenen Lan­
desrundfunkanstalten und das ZDF können die in § 28 
Abs. 5 Satz 1 genannten Fernsehprogramme durch ein 
anderes Fernsehprogramm austauschen. Hierfür gilt 
das Verfahren gemäß Absatz 2 bis 5 entsprechend. 

(7) Ein nach den Absätzen 1 bis 6 eingestelltes, 
überführtes oder ausgetauschtes Angebot kann wieder­
aufgenommen, selbst eingestellt sowie erneut über­
führt oder ausgetauscht werden; dabei ist auch die 
Überführung in ein Programm, das nicht über das 
Internet übertragen wird, zulässig. Die Absätze 1 bis 6 
gelten entsprechend. Die Änderung von Telemedien­
angeboten richtet sich nach § 32. 

(8) Durch die Überführung oder den Austausch der 
in § 28 Abs. 5 Satz 1 genannten Fernsehprogramme 
darf kein Mehrbedarf entstehen; dabei bleiben von 
Nutzerzahlen abhängige Verbreitungskosten außer Be­
tracht. Im Übrigen richten sich die Übetftihrung oder 
der Austausch nach § 32 Abs. 4 bis 7 entsprechend; 
Absatz 3· bleibt unberührt." 

9. § 36 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

,.1. die wettbewerbsfähige Fortführung der beste­
henden Angebote, die durch Staatsvertrag aller 
Länder beauftragten Fernsehprogramme sowie 
die nach§ 32a überführten oder ausgetauschten 
Angebote (bestandsbezogener Bedarf)," 

b) In Nummer 2 werden das Wort ,,Rundfunkprogram­
me" durch das Wort „Angebote" und das Wort 
,,Rundfunkprogrammen" durch das Wort „Ange­

· boten" ersetzt. 

10. In§ 37 Satz 3 wird das Wort ,,Landtagen" durch das 
Wort ,,Landesparlamenten" ersetzt. 

11. Die Anlage (zu § 30 Abs. 5 Satz 1 Nr. 4 des Medien­
staatsvertrages) Negativliste öffentlich-rechtlicher Tele­
medien wird wie folgt geändert: 

a) In den Nummern 6 und 17 werden jeweils nach 
dem Wort „Sendungen" die Wörter ,,im Sinne des 
§ 2 Abs. 2 Nr. 3" eingefügt. 

b) In den Nummern 14 bis 16 werden jeweils nach 
dem Wort „Sendung" die Wörter „im Sinne des § 2 
Abs. 2 Nr. 3" eingefügt. 

Artikel 2 
Kündigung, Inkrafttreten, Neubekanntmachung 

(1) Für die Kündigung des in Artik~l 1 geänderten 
Medienstaatsvertrages sind die dort vorgesehenen Kündi­
gungsvorschriften maßgebend. 

(2) Dieser Staatsvertrag tritt am 1. Juli 2023 in Kraft. 
Sind bis zum 30. Juni 2023 nicht alle Ratifikationsurkunden 
bei der oder dem Vorsitzenden der Konferenz der Regie­
rungschefinnen und Regierungschefs der Länder hinterlegt, 
wird der Staatsvertrag gegenstandslos. 

(3) Die oder der Vorsitzende der Konferenz der Regie­
rungschefinnen und Regierungschefs der Länder teilt den 
Ländern die Hinterlegung der Ratifikationsurkunden mit. 

(4) Die Länder werden ermächtigt, den Wortlaut des 
Medienstaatsvertrages in der Fassung, die sich aus Artikel 1 
ergibt, mit neuem Datum bekannt zu machen. 
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Für das Land Baden-Württemberg: 

Hannover, den 21.10.22 Kretschmann 

Für den Freistaat Bayern: 

Berlin, den 2/11 Söder 

Für das Land Berlin: 

Hannover, den 21.10.22 Franziska Giffey 

Für das Land Brandenburg: 

Berlin, den 2.11.2022 Dietmar Woidke 

Für die.Freie Hansestadt Bremen: 

Hannover, den 21.10.22 Bovenschulte 

Für die Freie und Hansestadt Hamburg: 

Hannover, den 21.10.2022 Tschentscher 

Für das Land Hessen: 

Hannover, den 21.10.22 Boris Rhein 

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern: 

Hannover, den 21.10.22 

Für das Land Niedersachsen: 

Hannover, den 21.10.2022 

Für das Land Nordrhein-Westfalen: 

Hannover, den 21.10.2022 

Für das Land Rheinland-Ffalz: 

Berlin, den 2.11.22 

Für das Saarland: 

Hannover, den 21.10.22 

Für den Freistaat Sachsen: · 

Hannover, den 21.10.22 

Für das Land Sachsen-Anhalt: 

Hannover, den 21.10.2022 

Für das Land Schleswig-Holstein: 

Hannover, den 21.10.2022 

Für den Freistaat Thüringen: 

Hannover, den 21.10.2022 

Manuela Schwesig 

Stephan Weil 

Wüst 

M. Dreyer 

Anke Rehling er 

Kretschmer 

Dr. Rainer Haseloff 

Günther 

Bodo Ramelow 
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Pflege-Betreuungs-Verordnung 
(PflBeb:VO). 

Vom 5. Mai 2023. 

Aufgrund von§ 45a Abs. 3 Satz 1, § 45c Abs. 7 Satz 5 
und § 45d Satz 17 des Elften Buches Sozialgesetzbuch -
Soziale Pflegeversicherung - (Artikel 1 des Gesetzes vom 
26. Mai 1994, BGBI. I S. 1014, 1015), zuletzt geändert 
durch Artikel 8a des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 
(BGBI. I S. 2793, 2814), wird verordnet: 

Abschnitt 1 
Allgemeines 

§ 1 
Anwendungsbereich 

Diese Verordnung regelt: 

L die Voraussetzungen und das Verfahren· der Anerken­
nung von Angeboten zur Unterstützung im Alltag nach 
§ 45a Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 des Elften Buches So­
zialgesetzbuch, 

2. die Voraussetzungen und das Verfahren der Förderung 
für den Auf- und Ausbau von Angeboten zur Unterstüt­
zung im Alltag nach § 45a des Elften .Buches Sozial­
gesetzbuch, 

3. die Voraussetzungen und das Verfahren zur Förderung 
des Auf- und Ausbaus von Gruppen ehrenamtlich tätiger 
sowie sonstiger zum bürgerschaftlichen Engagement 
bereiter, Personen nach § 45c Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, des 
Elften Buches Sozialgesetzbuch, 

4. die Voraussetzungen und das Verfahren zur Förderung 
von Modellvorhaben zur Erprobung neuer Versorgungs­
konzepte und Versorgungsstrukturen, insbesondere für 
an Demenz erkrankte Pflegebedürftige sowie andere 
Gruppen von Pflegebedürftigen nach § 45c Abs. 1 Satz I 
Nr. 3 und Abs. 5 des Elften Buches SQzialgesetzbuch, 

5. die Voraussetzungen und das Verfahren zur Förderung 
der Selbsthilfe nach § 45d des Elften Buches Sozialge­
setzbuch sowie 

6. die Voraussetzungen und das Verfahren zur Anerken­
nung der N achbarschaftshilfe. 

§2 
Begriffsbestimmungen 

(1) Fachkräfte im Sinne dieser Verordnung sind insbe-
sondere Personen mit folgenden Berufsabschlüssen: 

1. Pflegefachfrauen und Pflegefachmänner, 

2. Altenpflegerinnen und Altenpfleger, 

3. Gesundheits- und Krankenpflegerinnen und Gesund­
heits- und Krankenpfleger, 

4. Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerinnen und Ge­
sundheits- und Kinderkrankenpfleger, 

5. Haus- und Familienpflegerinnen und Haus- und Fa­
milienpfleger, 
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6. Psychologinnen und Psychologen, 

7. Beschäftigungs-, Arbeits- und Ergotherapeutinnen und 
Beschäftigungs-, Arbeits- und Ergotherapeuten, 

8. Krankengymnastinnen und Krankengyrru:iasten, 

9. Physiotherapeutinnen und Physiotherapeut~n. 

10. Bewegungstherapeutinnen und aewegungstherapeu-
ten, 

11. Musiktherapeutinnen und Musiktherapeuten, 

12. Kunsttherapeutinnen und Kunsttherapeuten, 

13. Diätassistentinnen und Diätassistenten, 

14. Heilerziehungspflegerinnen und Heilerziehungspfleger, 

15. Heilpädagoginnen und Heilpädagogen, 

16. Erzieherinnen und Erzieher, 

17. Pädagoginnen und Pädagogen, 

18. Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen, 

19. Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter, 

20. Arbeitserzieherinnen und Arbeitserzieher und 

21. Logopädinnen und Logopäden. 

(2) Alltagsbegleitung im Sinne dieser Verordnung ist die 
Unterstützung der anspruchsberechtigten Personen beim 
Umgang mit allgemeinen und pflegebedingten Anforde­
rungen des Alltags, um die Selbstständigkeit zu erhalten 
und einen längeren Verbleib im eigenen Zuhause zu ermög­
lichen. Tätigkeiten im Haushalt, die von Pflegebedürftigen 
eigenständig ausgeübt werden können, werden von der All­
tagsbegleitung nicht übernommen. Im Vordergrund steht 
eine aktivierende Unterstützung zur Teilhabe am Alltags­
leben. 

(3) Pflegebegleitung gibt den häuslich pflegenden Per­
sonen verlässlich beratende Unterstützung zur besseren 
Bewältigung der Pflegesituation und hilft bei der Struktu­
rierung und Organisation des Pflegealltags. Durch die Pfle­
gebegleitung wird Unterstützung bei der Bewältigung der 
übernommenen Pflegeverantwortung geboten. Sie ist mit 
Hilfsangeboten vernetzt und unterstützt die pflegende Per­
son, vorhandene Hilfsangebote.in Anspruch zu nehmen. 

( 4) Haushaltsnabe Dienstleistungen im Sinne dieser Ver­
ordnung sind Tätigkeiten, die zur hauswirtschaftlichen Ver­
sorgung und Bewältigung von sonstigen Alltagsanforde­
rungen in einem .Privathaushalt oder im Außenbereich 
erbracht werden und keine Leistungen auf der Grundlage 
des Rahmenvertrages nach§ 75 Abs. 1 des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch für ambulante Pflege darstellen. Hand­
werkliche Tätigkeiten, die grundsätzlich nur von Fach­
kräften durchgeführt werden oder die keinen Bezug zur 
Hauswirtschaft haben, sind keine haushaltsnahe:n Dienst­
leistungen. 
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(5) Angebote der Nachbarschaftshilte sind nachbar­
schaftliche Unterstützungsleistungen, die im häuslichen 
Bereich für Pflegebedürftige durch ehrenamtliche Nach­
barschaftshelferinnen oder ehrenamtliche Nachbarschafts­
helfer wahrgenommen werden. Sie wird von Personen aus­
dem räumlichen oder sozialen Umfeld der Pflegebedürf­
tigen erbracht und ist eine Unterstützung für Pflegebedürf­
tige bei Dingen des alltäglichen Lebens und bei der Be­
wältigung von Alltagsherausforderungen. 

(6) Die durch das Ministerium für Arbeit, Soziales, 
Gesundheit und Gleichstellung oder eine von ihm beauf­
tragte Stelle anerkannten Servicepunkte Nachbarschafts­
hilfe geben Pflegebedürftigen, Angehörigen oder vergleich­
bar nahestehenden Pflegepersonen Auskunft und beraten 
über die Angebote zur Unterstützung im Alltag durch 
Nachbarschaftshilfe nach § 9. Die Servicepunkte Nach­
barschaftshilfe haben den Auftrag, ehrenamtlichen Nach­
barschaftshelferinnen und ehrenamtlichen Nachbarschafts­
helfern bei der Aufnahme einer ehrenamtlichen Tätigkeit 
im Rahmen der Angebote zur Unterstützung 1m Alltag 
durch Nachbarschaftshilfe zu begleiten. 

(7) Hauswirtschaftsfachkräfte sind Personen, die in 
einer erfolgreich abgeschlossenen dreijährigen Ausbildung 
oder einem Studium die erforderlichen Fähigkeiten und 
Erkenntnisse erworben haben, um die hauswirtschaftliche 
Versorgung (beispielsweise Ernährung, Verpflegung, Rei­
nigung, Wäscheversorgung} der Pflegebedürftigen zu orga­
nisieren und durchzuführen, sowie dabei durch Einhaltung 
der Hygieneanforderungen einen ausreichenden Schutz vor 
Infektionen. zu gewährleisten. Gebäudereinigerinnen und 
Gebäudereiniger sind Personen, die eine dreijährige Aus­
bildung erfolgreich ~bsolviert haben. 

§3 
Finanzierung 

Pflegebedürftige in häuslicher Pflege ab dem Pflege­
grad 1 können nach § 45b Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 des Elften 
Buches Sozialgesetzbuch die Erstattung von Aufwendun­
gen, die ihnen im Zusammenhang mit der Inanspruchnahme 
von Leistungen der nach Landesrecht anerkannten Ange­
bote sowie von Leistungen im Rahmen der Nachbarschafts­
hilfe nach § 9 zur Unterstützung im Alltag im Sinne des 
§ 45aAbs. 1 des Elften Buches Sozialgesetzbuch entstehen, _ 
geltend machen. Sie erhalten hierfür als Leistung der so­
zialen oder privaten Pflegeversicherung eine Kostener­
stattung bis zur Höhe des Entlastungsbetrags nach § 45b 
Abs. 1 Satz 1 des Elften Buches Sozialgesetzbuch. 

Abschnitt 2 
Anerkennung und Finanzierung 

von Angeboten im Alltag 

§4 
Angebote zur Unterstützung im Alltag 

(1) Als Angebote zur Unterstützung im Alltag können 
insbesondere anerkannt werden: 

1. Betreuungsgruppen für an Demenz erkrankte Menschen, 

2. Helferinnen- und Helferkreise zur stundenweisen Ent­
lastung pflegender Angehöriger oder vergleichbar nahe­
stehender Pflegepersonen im häuslichen Bereich,· 

3. die Tagesbetreuung in Kleingruppen oder Einzelbetreu­
ung durch anerkannte Helferinnen oder Helfer, 

4. die Vermittlung von Betreuungs- und Entlastungsleis­
tungen für Pflegebedürftige und pflegende Angehörige 
sowie vergleichbar nahestehende Personen durch Agen­
turen, 

5. familienentlastende Dienste, 

6. Alltagsbegleitung und Pflegebegleitung und 

7. Serviceangebote für haushaltsnahe Dienstleistungen. 

(2) Durch Angebote zur Unterstützung im Alltag können 
auch mehrere der in Absatz 1 genannten Bereiche abgedeckt 
werden. 

§5 
Voraussetzungen für die Anerkennung 

(1) Voraussetzungen für die Anerkennung eines Ange­
botes nach § 4 sind, dass 

1. es auf Dauer angelegt ist und die Leistung regelmäßig 
angeboten wird, 

2. die Leistungen durch angebotsbezogen qualifizierte 
Personen nach § 7 Abs. 1 erbracht werden und mindes­
tens eine Fachkraft in Aufsichts- und Anleitungsfunk­
tion vorhanden ist, 

3. ein ausreichender Versicherungsschutz (Betriebshaft­
pflicht) besteht für Schäden, die bei der Leistungser­
bringung verursacht werden, 

4. dem Angebot ein Leistungskonzept mit Leistungsbe­
schreib\lng für Leistungsnehmerinnen und Leistungs­
nehmer zugrunde liegt, das Angaben über die ange­
botenen Leistungen und die Höhe der den Pflege­
bedürftigen hierfür in Rechnung zu stellenden Kosten 
enthält und darüber hinaus mindestens folgende An­
gaben beinhaltet: 

a) Name und Kontaktdaten der Anbietenden, 

b} Zielgruppen, Regelmäßigkeit und Verlässlichkeit 
der Angebote, 

c) Zeitumfang und Preise der Angebote, 

d) bei Gruppenangeboten das vorgesenene Verhältnis 
zwischen betreuenden und betreuten Personen, 

e) Qualifikation der Fachkraft und Qualifizierung der 
leistungserbringenden Personen, einschließlich Schu­
lungen sowie Fort- und Weiterbildungen, 

. f) Regelungen zur Sicherstellung einer kontinuierlichen 
fachlichen Begleitung und Unterstützung der leis­
tungserbringenden Personen in ihrer Arbeit durch die 
Fachkraft, 

g) bestehende Kooperationen und Vernetzungen und 

h) Regelungen zur Abwesenheits- und Krankheitsver­
tretung, 

5. das Angebot konzeptionell darauf ausgerichtet ist, seine 
Leistungen als Teil einer regionalen Versorgungsstruktur 
zu erbringen, 

6. Träger der Angebote die gewährleisten, dass die für sie 
leistungserbringenden Personen die erforderliche per-
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sönliche und fachliche Eignung für die von ihnen aus­
geübte Tätigkeit besitzen, 

7. die nach § 15 vorgesehene regelmäßige Übermittlung 
einer.Übersicht über die aktuellen Leistungen und die 
Höhe der hierfür erhobenen Kosten sichergestellt ist 
(Leistungs- und Preisvergleichsliste), 

8. bei erwerbsmäßig tätigen Dienstleistungsunternehmen 
die Bestimmungen des Mindestlohngesetzes eingehal­
ten sind, 

9. nicht mehr als 30 Euro pro Stunde abgerechnet werden. 
Für Angebote, die ausschließlich hauswirtschaftliche 
Unterstützungs- oder Dienstleistungen beinhalten, kön­
nen maximal 25 Euro pro Stunde abgerechnet werden. 
Hierin enthalten .sind alle Nebenkosten, ausgenommen 
begründete Fahrtkosten bis zur Höhe nach § 5 Abs. 1 
des Bundesreisekostengesetzes vom 26. Mai 2005 
(BGBJ. I S. 1418), zuletzt geändert durch Artikel 9 des 
Qesetzes vom 28. Juni 2021 (BGBl. I S. 2250, 2257), 
in der jeweils geltenden Fassung. Höhere Stundensätze 
können unter Vorlage entsprechender Kalkulations­
unterlagen im Einzelfall anerkannt werden. Die Fahrt­
kosten müssen, wie die Preise für die Unterstützungs­
angebote im Alltag, den Nutzerinnen und Nutzern im 
Vorfeld transparent dargelegt werden. 

Bei wesentlichen Änderungen hinsichtlich der angebotenen 
Leistungen ist das Leistungskonzept nach Satz 1 Nr. 4 ent­
sprechend fortzuschreiben. 

(2) Einzelpersonen können anerkannt werden, wenn.sie 
über einen Berufsabschluss gemäß§ 2Abs. 1 verfügen oder 
eine Qualifikation als Hauswirtschaftsfachkraft nach § 6 
Abs. 2 nachweisen. Einzelpersonen, die nicht über eine der 
vorgenannten Qualifikationen verfügen, müssen für ihre 
Tätigkeit die Begleitung durch eine Fachkraft im Rahmen 
einer entsprechenden Kooperationsvereinbarung sicher­
stellen. Im Übrigen gilt Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 und 3, Nr. 4 
Buchst. a bis f und Nr. 7 entsprechend. 

(3) Bei Angeboten für Betreuungsgruppen gilt: 

1. das Verhältnis der leistungserbringenden Personen zu 
den zu betreuenden Personen ist an den Grad des Hilfe~ 
bedarfs anzupassen. Das Angebot soll ein Verhältnis 
von eins zu drei nicht unterschreiten und in der Regel 
insgesamt nicht mehr als zwölf zu betreuende Personen 
umfassen. Abweichungen sind im Leistungskonzept 
besonders darzulegen. · 

2. die Nutzung angemessener Räumlichkeiten, die den 
ErfordemissenderBarrierefreiheitgemäß § 5 des Behin­
dertengleichstellungsgesetzes Sachsen-Anhalt entspre­
chen, ist anzustreben. 

3. für gruppenbezogene Angebote, die gleichzeitig. drei 
oder mehr anspruchsberechtigten Personen zugutekom­
men, beträgt der maximale Abrechnungsbetrag 20 Euro 
pro Stunde. Absatz 1 Satz 1 Nr. 9 gilt entsprechend. Bei 
gemeinschaftlicher Betreuung können Fahrtkosten für 
die leistungserbringenden Personen nur einmal abge­
rechnet werden. 

( 4) Die Landesregierung prüft alle zwei Jahre, beginnend 
im Jahr 2025, unter Berücksichtigung · der allgemeinen 
Preissteigerung, die Notwendigkeit einer Anpassung der 
maximal anerkennungsfähigen Entgelthöhe. 
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§6 
Anforderungen und Aufgaben an die Fachkraft 

für die Anerkennung 

(1) Aufgaben der Fachkräfte sind insbesondere: 

1. die fachliche und psychosoziale Anleitung, Begleitung 
und Unterstützung der leistungserbringenden Personen, 

2. die Durchführung von regelmäßigen Team- und Fall­
besprechungen für die leistungserbringenden Personen, 
die nicht selbst einen Berufsabschluss als Fachkraft im 
Sinne des § 2 Abs. 1 oder als Hauswirtschaftsfachkraft 
nach § 2 Abs. 7 aufweisen, sowie 

3. die Beratung der Anspruchsberechtigten zu den Bedar­
fen und der geeigneten Form der Betreuung und Ent­
lastung. 

(2) Bei Serviceangeboten für haushaltsnahe Dienstleis­
tungen im Sinne von § 2 Abs. 4 können auch Hauswirt­
schaftsfachkräfte die Anleitung und Begleitung überneh­
men. 

(3) Gebäudereinigerinnen und Gebäudereiniger, die haus­
haltsnahe Dienstleistungen anbieten, müssen die Anforde­
rungen nach § 7 Abs. 1 erfüllen. 

§7 
Anforderungen an die leistungserbringenden Personen 

für die Anerkennung 

(1) Leistungserbringende Personen, die sozialversiche­
rungspflichtig, geringfügig beschäftigt oder ehrenamtlich 
tätig sind, haben eine für die Erbringung der Tätigkeit er­
forderliche Qualifikation vorzuweisen. Hierzu ist, sofern 
die Person nicht über einen Berufsabschluss gemäß § 2 
Abs. 1 oder eine Qualifikation gemäß § 2 Abs. 7 verfügt, 
eine Basisqualifikation von 40 Stunden je 45 Minuten er­
forderlich. 

(2) Die Basisqualifikation umfasst eine nach Art, Um­
fang und Zeitpunkt auf das jeweilige Angebot ausgerichtete 
angemessene Schulung mit folgenden Inhalten: 

1. Basiswissen über Krankheits- und Behinderungsbilder 
und Umgang mit Personen in der jeweiligen Ziel­
gruppe, 

2. Grund- und Notfallwissen im Umgang mit pflegebe­
dürftigen, 

3. Wahrnehmung des sozialen Umfeldes, d~s bestehenden 
Hilfe- und Unterstützungsbedarfs und der Situation der 
pflegenden Personen, 

4. Umgang mit den pflegebedürftigen Menschen oder 
Menschen mit Behinderungen sowie Erwerb von Hand­
lungskompetenzen in Bezug auf das Einfühlen in die 
Erlebniswelt und im Umgang mit Verhaltensauffällig­
keiten, 

5. Kommunikation und Gesprächsführung, 

6. Selbstmanagement im Kontext des ehrenamtlichen En­
gagements, 

7. Zusammenarbeit von haupt- und ehrenamtlich tätigen 
Personen sowie 
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8. Methoden und Möglichkeiten der Betreuung, Beschäf­
tigung und Begleitung. 

(3) Die Inhalte der Basisqualifikation müssen durch 
eine Fachkraft vermittelt werden. Der Schulung muss eine 
Konzeption zugrunde liegen, in der die Inhalte nach Ab­
satz 2 enthalten sind. 

( 4) Einzelpersonen, die nicht über einen Berufsabschluss 
gemäß § 2 Abs. 1 oder eine Qualifikation als Hauswirt­
schaftsfachkraft nach § 6 Abs. 2 verfügen, haben eine 
mindestens 160 Stunden je 45 Minuten umfassende Qua­
lifizierung auf der Grundlage der ,,Richtlinien nach § 53b 
SGB XI zur Qualifikation und zu den Aufgaben von zu­
sätzlichen Betreuungskräften in stationären Pflegeeinrich­
tungen (Betreuungskräfte-RL) vom 19. August 2008, zu­
letzt geändert durch Beschluss vom 21. Oktober 2022" 
nachzuweisen. 

(5) Alle leistungserbringenden Personen müssen darüber 
hinaus jährlich an Fortbildungen teilnehmen, die mindes­
tens den Umfang von acht Stunden je 45 Minuten erreichen. 
Art und Umfang der Fortbildungen sind auf das jeweilige 
Angebot und die Zielgruppe auszurichten. 

§ 8 
. Anerkennungsverfahren 

(1) Die Anerkennung setzt einen schriftlichen oder elek­
tronischen Antrag eines Trägers an die nach § 17 zuständige 
Behörde.voraus. Die Anerkennung kann vorläufig erteilt, 
zeitlich und inhaltlich beschränkt sowie mit Auflagen ver­
sehen werden. 

(2) Dem Antrag sind mindestens folgende Unterlagen 
beizufügen: 

1. das Leistungskonzept mit Leistungsbeschreibung für 
Leistungsnehmerinnen und Leistungsnehmer nach § 5 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4, 

2. Nachweise über den Berufsabschluss der Fachkraft nach 
§ 2 Abs. 1 und der Hauswirtschaftsfachkraft nach § 6 
Abs. 2 sowie der leistungserbringenden Person nach 
§ 7 Abs. 1 oder Abs. 5 oder über die absolvierte Basis­
qualifikation nach § 7 Abs. 2 oder über die absolvierte 
erweiterte Qualifikation nach § 7 Abs. 4, 

3. ein Nachweis, dass ein angemessener Versicherungs­
schutz (Betriebshaftpflicht) für im Zusammenhang mit 
dem Angebot entstehende Schäden vorliegt, 

4. ein Nachweis zur Einhaltung des Mindestlohngesetzes 
bei sozialversicherungspflichtig beschäftigten Personen. 

(3) Für die Zuverlässigkeitsprüfung ist ein behördliches 
Führungszeugnis vorzulegen. Die Zuverlässigkeit ist wei­
terhin als erfüllt anzusehen, wenn der Behörde zum Zeit­
punkt der Anerkennung keine Anhaltspunkte vorliegen, die 
Zweüel an der zuverlässigen Ausübung der Dienstleistung 
begründen. 

(4) Für Einzelpersonen nach§ 5 Abs. 2 Satz 1 gilt Ab­
satz 2 Nr. 1 und 3 sowie Abs. 3 entsprechend. Einzelper­
sonen, die nicht über eine Qualifikation nach § 5 Abs. i 
Satz 1 verfügen, müssen eine Vereinbarung über die Koope­
ration nach § 5 Abs. 2 Satz 2 nachweisen. 

(5) Die Träger der Angebote und die Einzelpersonen nach 
§ 5 Abs. 2 zur Unterstützung im Alltag sind verpflichtet., 
die zuständige Behörde unverzüglich zu untenichten, wenn 
eine oder mehrere der Anerkennungsvoraussetzungen nicht 
mehr erfüllt sind. 

(6) Bei Nichtvorliegen der Anerkennungsvoraussetzun­
gen ist die Anerkennung durch die zuständige Behörde zu 
widerrufen. Die Landesverbände der Pflegekassen und der 
Verband der Privaten Krankenversicherung e.V. sind über 
den Widerruf zu unterrichten. 

(7) Die Anerkennung eines Angebotes begründet keinen 
Anspruch auf Förderung. 

Abschnitt 3 
Anerkennung der Nachbarscbaftshilfe 

§9 
Angebote zur Unterstützung im Alltag 

. durch Nachbarschaftshilfe 

(1) Niedrigschwellige Entlastungs- und Unterstützungs­
leistungen im Alltag für pflegebedürftige können· als Ein­
zelbetreuung auch durch Nachbarschaftshilfe nach § 2 
Abs. 5 erbracht werden. Die Unterstützungsleistungen um­
fassen •insbesondere Begleitung zu Arzt- und Behördenbe­
sucheri, bei Spaziergängen, Einkaufs- und Hauswirtschafts­
hilfen, Hilfen im Außenbereich, Vorlesen, Anregung und 
Unterstützung bei der Freizeitgestaltung und bei sozialen 
Kontakten. 

(2) Ehrenamtliche Nachbarschaftshelferinnen und ehren­
amtliche Nachbarschaftshelfer erhalten die für ihre Tätig­
keit erforderliche Beratung durch die Servicepunkte Nach­
barschaftshilfe nach § 2 Abs. 6. 

§ 10 
Voraussetzungen der Anerkennung 

(1) Die Nachbarschaftshilfe darf nur durch volljährige 
natürliche Einzelpersonen erbracht werden, die 

1. nicht in häuslicher Gemeinschaft mit der zu unterstüt­
zenden Person leben, 

2. nicht als Pflegeperson im Sinne des §. 19 des Elften 
Buches Sozialgesetzbuch bei der zu unterstützenden 
Person tätig sind, 

3. nicht mit der zu unterstützenden Person bis zum zweiten 
Grad verwandt oder verschwägert sind, 

4. eine vom Land Sachsen-Anhalt anerkannte Schulung 
zur Nachbarschaftshilfe absolviert haben sowie 

5. eine Unterstützung . von höchstens zwei anspruchs­
berechtigten Pflegebedürftigen gleichzeitig in einem 
Umfang von insgesamt höchstens 30 Stunden je Kalen­
dermonat erbringen. 

(2) Für die Tätigkeit von ehrenamtlichen Nachbarschafts­
helferinnen und ehrenamtlichen Nachbarschaftshelfern 
sind qualitätssichernde Maßnahmen erforderlich. Die für 
ihre Tätigkeit erforderliche Information und Beratung 
erhalten die ehrenamtlichen Nachbarschaftshelferinnen 
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und ehrenamtlichen Nachbarschaftshelfer durch die Ser­
vicepunkte Nachbarschaftshilfe nach§ 2 Abs. 6. 

(3) Nach der Anerkennung erfolgt im Abstand von je 
drei Jahren eine vom Land Sachsen~Anhalt anerkannte 
Fortbildung. 

§ 11 
Anerkennungsverfahren 

Die Anerkennung der ehrenamtlichen Nachbarschafts­
helferinnen und ehrenamtlichen Nachbarschaftshelfer er­
folgt auf Antrag bei der zuständigen Behörde oder einer 
vom Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und 
Gleichstellung beauftragten Stelle. 

Abschnitt 4 
Fördervoraussetzungen und Förderverfahren 

§ 12 
Förderung der Angebote zur Unterstützung im Alltag, 

des Ehrenamtes, der Weiterentwicklung der 
Versorgungsstrukturen sowie von Modellprojekten 

Nach § 45c des Elften Buches Sozialgesetzbuch können 
im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel und der haus­
haltsrechtlichen Bestimmungen, insbesondere der Landes­
haushaltsordnung des Landes Sachsen-Anhalt Zuwendun• 
gen zur Förderung von 

1. Angeboten nach § 4, 

2. Modellvorhaben nach § 45c Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und 
Abs. 5 des Elften Buches Sozialgesetzbuch sowie 

3. ehrenamtliche Strukturen nach § 45c Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
des Elften Buches Sozialgesetzbuch 

gewährt werden. Die Förderung der Nachbarschaftshilfe 
und die Förderung von ausschließlichen Dienstleistungs­
angeboten im Sinne dieser Verordnung ist ausgeschlossen. 

§ 13 
Förderung der Selbsthilfe 

( l) Die Förderung der Selbsthilfe g~mäß § 45d des Elften 
Buches Sozialgesetzbuch erfolgt zum Aufbau und Aus­
bau von Selbsthilfegruppen, Selbsthilfeorganisationen und 
Selbsthilfekontaktstellen, die sich die Unterstützung von: 

1. Pflegebedürftigen sowie 

2. deren jeweiligen Angehörigen und vergleichbar nahe­
stehender Pflegepersonen 

zum Ziel gesetzt haben. 

(2) Eine· Förderung der Selbsthilfe ist ausgeschlossen, 
soweit fiir dieselbe Zweckbestimmung eine Förderung nach 
§ 20h des Fünften Buches Sozialgesetzbuch erfolgt. 

§ 14 
Art und Dauer der Förderung 

Die Förderung erfolgt als freiwillige Leistung im Rahmen 
der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel. Ein Rechts-
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anspruch auf Förderung besteht nicht. Vielmehr entscheidet 
die zuständige Behörde auf Grund ihres pflichtgemäßen 
Ermessens. Die Förderung .des Landes Sachsen-Anhalt 
nach § 12 wird jeweils fiir ein Kalenderjahr bewilligt. 

Abschnitt 5 
Sonstige Vorschriften 

§ 15 
Verarbeitung und Übermittlung von Daten 

(1) Die nach § 17 zuständige Behörde ist berechtigt, 
zum Zweck der Durchführung des Verfahrens nach dieser 
Verordnung personenbezogene Daten nach Absatz 2 zu 
verarbeiten. 

· (2) Durch die Träger der Angebote zur Unterstützung im 
Alltag nach § 5 sind die Daten gemäß der Vereinbarung 
nach § 7 Abs. 4 Satz 1 des Elften Buches Sozialgesetzbuch 
über das Nähere zur elektronischen Datenübermittelung 
von Angaben über die Angebote zur Unterstützung im All­
tag nach § 45a Elftes Buch Sozialge~etzbuch in Verbindung 
mit den Empfehlungen des GKV-Spitzenverbandes f'tir 
einen bundesweit einheitlichen technischen Standard zur 
elektronischen Datenübermittlung zwischen den Landes­
verbänden der Pflegekassen und ·den nach Landesrecht 
zuständigen Stellen für die Anerkennung der Angebote 
zur Unterstützung im Alltag vom 6. Septemb~r 2016 in 
der Fassung vom 1. Mai 2019 regelmäßig bis zum Ende 
eines jeden Quartals zu übermitteln. 

(3) Die zuständige Behörde oder die vom Ministerium 
für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Gleichstellung be­
auftragte Stelle führt ein Verzeichnis, das die im Land 
Sachsen-Anhalt anerkannten Angebote zur Unterstützung 
im Alltag der Nachbarschaftshilfe nach § 9 ausweist. Dieses 
Verzeichnis ist den Landesverbänden der Pflegekassen und 
dem Verband der Privaten Krankenversicherung e. V. in 
elektronischer Form quartalsweise zuzuleiten. 

§ 16 
Qualitätssicherung 

(1) Zur Qualitätssicher:ung sind die Träger verpflichtet, 
der zuständigen Behörde jährlich bis zum 31. März einen 
standardisierten Tätigkeitsbericht für das vorangegangene 
Kalenderjahr vorzulegen, der insbesondere Auskunft gibt 
über · 

1. Art und Zahl der übernommenen Betreuungen sowie 

2. die eingesetzten hauptamtlichen und ehrenamtlichen 
leistungserbringenden Personen sowie übe_r Art und Um­
fang der Fortbildung und Begleitung der Helferinnen 
und Helfer. 

(2) Werden den Pflegekassen im Rahmen der von ihnen 
beauftragten Beratungen und Qualitätsprüfungen Defizite 
bei der Erbringung von Betreuungsleistungen und Ent­
lastungsleistungen durch Angebote bekannt, die durch die 
zuständige Behörde anerkannt wurden, informiert die zu­
ständige Pflegekasse diese unverzüglich. Die zuständige 
Behörde hat daraufhin zu prüfen, ob die Anerkennung 
aufrechterhalten werden kann. 
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Abschnitt 6 
Zuständigkeit 

§ 17 
Zuständige Behörde 

(1) Zuständige Behörde ist die Sozialagentur Sachsen­
Anhalt oder eine vom Ministerium für Arbeit, Soziales, 
Gesundheit und Gleichstellung beauftragte Stelle. 

(2) Die Entscheidung über den Förderantrag trifft die 
nach Absatz l zuständige Behörde im Einvernehmen mit 
den Landesverbänden der Fflegekassen und dem Verband 
der privaten Krankenversicherung e.V. Bei einer kommu­
nalen Beteiligung bedarl es zusätzlich des Einvernehmens 
mit der örtlich zuständigen kommunalen Gebietskörper­
schaft. Die Beteiligten sind über die Entscheidungen zu· 
informieren. 

(3) Kommunale Gebietskörperschaften, die. sich an den 
Aufwendungen für die Förderung nach Abschnitt 4 betei~ 
ligen; erteilen einen gesonderten Bescheid über den von 
ihnen getragenen Finanzierungsteil. 

• Magdeburg, den 5. Mai 2023. 

Abschnitt 7 
· Schlussbestimmungen 

§ 18 
Übergangsvorschrift 

Für Angebote, die bis zum Inkrafttreten dieser Verord­
nung bereits nach § 45c des E;lften Buches Sozialgesetzbuch 
in Verbindung mit § 3 der Pflege-Betreuungs-Verordnung 
vom 13. Februar2017 (GVBl. LSAS. 6) anerkannt wurden, 
gilt die Anerkennung fort. Änderungsanträge sind nach 
Maßgabe dieser Verordnung zu entscheiden. 

§ 19 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. Gleichzeitig trift die pflege-Betreuungs-Verordnung 
vom 13. Februar 2017 (GVBl. LSA S. 6) außer Kraft. 

Die Landesregierung 
Sachsen-Anhalt 

Dr. Haseloff Grimm-Benne 
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Vierte Verordnung 
zur Änderung der Verordnung zur Durdüilhrung 

des Ausführungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt 
zum Schwangerschaftskonßiktgesetz. 

Vom 10. Mai 2023. 

Aufgrund des § 5 Abs. 3 des Ausführungsgesetzes des 
Landes Sachsen-Anhalt zum Schwangerschaftskonflikt­
gesetz vom 24. Januar 2008 (GVBl. LSA S. 30), zuletzt ge­
ändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 13. August 2014 
(GVBI.-LSA S. 396, 398), in Verbindung mit Abschnitt II 
Nr. 5 des Beschlusses der Landesregierung über den Aufbau 
der Landesregierung Sachsen-Anhalt und die Abgrenzung 
der Geschäftsbereiche vom 19. Oktober 2021 (MBl. LSA 
S. 660), zuletzt geändert durch Beschluss vom 31. Januar 
2023 (MBl. LSA S. 55), wird verordnet: 

§ 1 

§ 14 der Verordnung zur Durchführung des Ausführungs­
gesetzes des Landes Sachsen-Anhalt zum Schwanger­
schaftskonfliktgesetz vom 8. Dezember 2008 (GVBl. LSA 
S. 407), zuletzt geändert durch Verordnung vom 13. Juli 
2021 (GVBI. LSA S. 433), wird wie folgt geändert: 

Magdeburg, den 10. Mai 2023. 

1. Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 wird die Zahl „72 554" durch die Zahl 
,,75 666" ersetzt. 

b) In Satz 3 wird die Zahl „59 717" durch die Zahl 
,,62 263" ersetzt. 

2. In Absatz 2: Nr. 3 Buchst. b werden nach dem Wort 
,,Reinigungskosten" die Wörter „und notwendige Kos­
ten für Reparatur und Wartung" eingefügt. 

§ 2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2022 
in Kraft. 

Die Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Gleir;hstellung 
des Landes Sachsen-Anhalt 

Grimm-Benne 
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